
Dieses Gutachten sollte 
niemand überraschen. 
Jede und jeder in Regie-
rung, Parlament und Medi-
en weiss seit Jahren, dass 
Israels Besatzung mitsamt 
den Siedlungen illegal ist 
und sich daher aus den be-
setzten Gebieten zurück-
zuziehen hat. Schon in sei-
nem ersten Gutachten von 

2004, als der Internationale Gerichtshof den Bau 
der Mauer für rechtswidrig erklärte, soweit er auf 
palästinensisches Gebiet übergreift, hatte er kei-
nen Zweifel an der Rechtswidrigkeit von Besat-
zung und Siedlungsbau gelassen. 

Nun aber ist er auf Grund der Fragen, die ihm 
die UNO-Generalversammlung Ende Dezember 
2022 gestellt hatte, noch deutlicher und präziser 
geworden. Die Besatzung sei das Produkt «sys-
tematischer Diskriminierung, Segregation und 
Apartheid», eine «de-facto-Annexion». Die Regie-
rung müsse sofort alle Siedlungsaktivitäten 
stoppen und alle Siedler aus den bestehenden 
Siedlungen evakuieren, ferner die «Rückkehr aller 
Palästinenser, die während der Besatzung ver-
trieben wurden, an ihren ursprünglichen Wohn-
ort» ermöglichen. Israel habe für alle Schäden, 
die alle «natürlichen und juristischen Personen» 
durch die Besatzung erlitten hätten, Entschädi-
gung zu leisten. Zudem wiederholt der Gerichts-
hof seine Forderung von 2004 nach Rückbau der 
Mauer auf israelisches Territorium.

Da der Auftrag zu dem Gutachten vor dem 
7. Oktober 2023 erteilt wurde, geht der Gerichts-

hof nicht auf den Krieg in Gaza und seine entsetz-
lichen Folgen ein. Er erklärt jedoch den Gazastrei-
fen als faktisch von Israel besetztes Gebiet trotz 
des damaligen Abzugs von Armee und Siedlern. 
Die Kontrolle Israels über den Streifen sei aus-
schlaggebend.

Netanjahu hat sofort das Gutachten als «ab-
surd» bezeichnet, an das er sich nicht halten wer-
de: «Das jüdische Volk ist kein Besatzer in sei-
nem eigenen Land, auch nicht in unserer ewigen 
Hauptstadt Jerusalem oder in Judäa und Sama-
ria, unserer historischen Heimat.» Nun wird es 
noch enger für Israels engste Verbündete USA 
und BRD, diese realitätsferne und rechtswidrige 
Fiktion weiter zu unterstützen. Denn der IGH hat 
auch festgestellt, dass alle Staaten und internati-
onale Organisationen, einschliesslich UN- Gene-
ralversammlung und Sicherheitsrat verpflichtet 
sind, die Besatzung nicht als legal anzuerkennen 
und keine Hilfe oder Unterstützung für ihre Auf-
rechterhaltung zu leisten. 

An ihnen allen liegt es nun, diese Forderungen, 
für die der IGH eine solide höchstrichterliche Ba-
sis geliefert hat, politisch gegenüber Israel 
durchzusetzen. Dabei gilt es vor allem, die kleine 
Hintertür zu schliessen, die das Gutachten gelas-
sen hat, indem es den Rückzug aus den besetz-
ten Gebieten nur «so schnell wie möglich» for-
dert. Der IGH hat die Staaten in die Pflicht ge-
nommen, über fünfzig Jahren Unterdrückung, 
Landraub und Apartheid in Palästina die Unter-
stützung zu entziehen und zu beenden. Das ist 
nicht neu und nicht verbindlich aber dennoch 
eine historische Entscheidung des Internationa-
len Gerichtshofs.
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